Eigene Adresse

Anschrift z.b. Bundesministerium

Datum

Einspruch  gegen
Entwurf neuer Heilmittelrichtlinie  - Langfristverordnungen

Sehr geehrte ..... !!!Name einsetzen!!!...

Mit großer Sorge und Beunruhigung nahmen wir den Entwurf einer neuen Heilmittelrichtlinie zur Kenntnis. Wir fordern eine verstärkte Einbindung der Patienten- und auch Behindertenverbände in die Erarbeitung der Richtlinie.

Wir fordern, dass auch eine zukünftige Heilmittelrichtlinie den gesetzlichen Ansprüchen behinderter und chronisch Kranker auf angemessene und umfassende Teilhabe und Rehabilitation entspricht und damit zum Erhalt und Steigerung der Selbständigkeit und Lebensqualität Betroffener beiträgt. Dazu ist in vielen Bereich eine entsprechende Langzeittherapie Voraussetzung (sowohl  im Bereich Physiotherapie, wie auch z B. Ergo-, Sprachtherapien). Insbesondere gilt dies auch im Bereich der Frühförderung. Dies gilt für Menschen mit dauernder Behinderung, aber auch für z. B. Schlaganfallpatienten.

Diese Prinzipien werden im Punkt 11.1. des vorliegenden Entwurfes auf eklatante Weise verletzt. Wir erheben unseren massiven Einspruch gegen die Festsetzung einer 12wöchigen Behandlungspause zwischen den Höchstverordnungen. 

Diese Behandlungspause ist für die betroffenen Patienten eine unzumutbare Belastung, gefährdet und zerstört sämtliche bisherigen Behandlungserfolge, verschlechtert den aktuellen Gesundheitszustand, führt zu Rückschritten in der therapeutischen und persönlichen Entwicklung des Patienten, sowie zur Minderung der Selbständigkeit und Lebensqualität.

Rückschritte in der Entwicklung und eine Verschlechterung des Gesundheitszustandes der Menschen, die diese Therapien benötigen, sind bereits nach einem Bruchteil der beabsichtigten Behandlungspause gegeben. 

Deshalb fordern wir Sie, !!!Name einsetzen!!!, eindringlichst auf, sich dafür einzusetzen, dass Langzeittherapien in allen Bereichen auch zukünftig als Anschlussbehandlung ohne behandlungsfreies Intervall  gewährleistet werden!

Das Verhalten der Ärzte- und Kassenvertreter widerspricht den in der Sozialgesetzgebung begründeten Erwartungen Behinderter auf angemessene und wirkungsvolle medizinische und rehabilitative Versorgung. Dies kann seitens der politischen Verantwortungsträger nicht zugelassen werden.

Für Behinderte und chronisch Kranke sind bereits in der geltenden Gesundheitsreform ab 1.1.2004 erhebliche Einschnitte und Mehrbelastungen erfolgt. Maßnahmen im Bereich einer Rentenreform werden ihr Übriges tun. Deshalb halten wir es für besonders geboten, solche willkürlichen Mehrbelastungen und Sorgen zu verhindern.

In Ihrem Vorgehen gegen diesen derzeitigen Entwurf unserer Unterstützung und der anderer Betroffener sicher sein.

Mit freundlichen Grüßen

Name und Unterschrift 

!!!Nur Anhängen wenn das Schreiben in Kopie an mehrere geschickt wurde !!!

Zur Kenntnis und mit Bitte um Unterstützung an:

Hier alle eintragen an welche das Schreiben geschickt wird

